17 Sa 1568/12
4 Ca 1246/12
Arbeitsgericht Krefeld

Verkiindet am 03.09.2013

gez. Willms © Mg,
Regierungsbeschaftigte . “ung,

als Urkundsbeamtin AN
der Geschaftsstelle

LANDESARBEITSGERICHT DUSSELDOR _
: KSLE R T [BeslWylz A Fil
IM NAMEN DES VOLKES o

o i
- URTEL BHGG 06 Sep. 203 wrine
In dem Rechtsstreit e NAGELE

des
- Klager, Berufungsbeklégter und Anschlussberufungskliger -

Prozessbevollméchtigte: Anwaltskanzlei Winkler & Nagel,
' Méhlenring 81, 47906 Kempen,

gegen

die Deutsche Telekom AG, vertreten durch den Vorstand, dieser vertreten
durch den Vorstandsvorsitzenden, Herrn Rene Obermann, Friedrich-Ebert-Allee
140, 53113 Bonn, : .

- Beklagte, Berufungskligerin und Anschlussberufungsbeklagte -

Prozesshevollmichtigte: Rechtsanwilte Dr. Holthausen u.a.,
' Unter Goldschmied 6, 50667 Koln,

hat die 17. Kammer des Landesarbeitsgerichts Diisseldorf

auf die mundliche Verhandlung vom 23.07.2013 o

durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht Jansen als Vorsitzen-

den sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Evertz und den ehrenamtlichen Rich-
- ter Knuth -

fir Re ¢ ht erkannt:

1. Die Berufung der Beklagten gegen da‘é Urteil des Arbeitsgerichts Kre-

feld vom 28.08.2012 -4 Ca 1246/12 - wird zuriickgewiesen.

2. Die Ahschlussberufung des Klagers wird zurl'."lckg'ewiesen.

3. Die Kosten der 'Berufung tragt die Beklagte'zu 2/3 und der Kldger zu 1/3.

4. Die Revision wird nicht zugelassen.



Geschäftsführung
proT-in


S

TATBESTAND

Die Parteien streiten tber die Wirksamkeit einer Anderungsk[]ndigung.

Der Klager wurde am 22.06.1977 bei der Beklagten bzw. deren Rechtsvorgan-
“gerin beirri Fernmeldeamt in K eihge_stellt. Zuvor hatte er eine Ausbildung
zu.m Fernmeldehandwerker am 01.08.1974 erfolgreich abgeschlossen. Im Ar-
| beitsvertrag vom 22.06.1977 haben die Parteien vereinbart, dass die Bestim-
:m_ungen des Tarifvertrags fiir die Arbeiter der Deutschen Bundespost in ihrer
._je'wei'ligen Fassung als unmittelbar zwischen den Parteien ve'reinbart gelten.
Seit dem 31.03.1999 unterliegt der Klager dem besonderen Kundigungsschutz
gemaR § 26 (3) a) MTV DT AG.

Der Klager war zuhé-chst im Fernmeldedienst (Fernmeldebau) tatig und wech-
selte Anfang 1995 in den:Werkstéttendiensf beim Fernmeldeamt K . Der
Einsatz erfolg_te' tber die Dienststelle Maschinentechnik. Zum 01.01.1996 wur-
den die Dienststeilen Maschinentechnik in die immobilien-Service Management

" {berfuhrt. Der Kiager wurde der Niederlassun'g.D o (im Folgenden: ISM
NL D )} zugeordnet und verrichtete seine Tatigkeit in der Aulenstelle in |
| K . Die Partelen streiten dariiber, ob der Klager seit seinem Einsatz im

Werkstattendienst als Ser\ncetechnlker fir Energie- und Luftungsanlagen gear-
' beitet hat. Der Klager war zuletzt in der Tarlfgruppe 7a TV-A Bundespost ein-
gruppiert

Mit Schreiben vom 23.12.1996 teilte die Beklagte dem Klager mit, ~dass Weitere
Geschaftsberetche ausgegliedert und in der seit dem 01.01.1996 bestehenden
Tochtergesellschaft ,Deutsche Telekom Immoblllen und Service GmbH"“(im Fol- .
genden: DeTe Immobilien GmbH) zusammengefasst werden Die ISM NL D

7 werde aufgelost und er zeitgleich mit erkung zum 01.01.1997 zu seiner
,Herkunftsmederlassung bzw. Direktion zuriickversetzt. |

" In dem Schreiben heilt es We-iter:

,Gleichzeitig werden Sie hiermit aufgrund Ihres Antrages Tarif Nr. 12 und den
bereits bestehenden auBertariflichen Anweisungen vom 01.01.1997
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bis zum 31.12.2001 unter Wegfall der Bezuge flr eine Tatlgkelt bei der De
~ Te Immobilien beurlaubt.
Nach Beendigung der Beurlaubung haben Sie einen Anspruch auf Wie-
_ derbeschaftigung in ihrer ursprUngllchen Organisationseinheit bzw. deren
. Nachfoigeorganisationseinheit”.

‘Mit Schreiben vom .14.03_.2001 teilte die Beklagte dem Klager mit, dass er nach
 der Beurléubung bei der Tochtergesellschaft wohnortnah zu einer Organisati-

o onseinheit der DTAG vermittelt werde. Wegen der weiteren Emzelhelten wird

aufdas Schrelben Bezug genommen (BI. 31[32 d. A)

-'Wahrend der Beschaﬂlgung bei der DeTe Immobilien GmbH fihrte der Klager
eine Fortblldungsmaﬂnahme zum ,,Fachw;r! Facility Managsment* durch. Ab'_
dem 01.03.2007 wurde er als Objektmanager beschéftigt und mit Wirkung zum
01.07. 2007 in die. Vergutungsgruppe T 7 des bei der DeTe immobllien GmbH
zur Anwendung kommenden Entgelttanfvertrages emgrupp|ert ' '

Mit Schreiben vom 28. 07 2008 i'nfonniérte die 'Bekiagfe den Klé‘lgér dariber,
dass die DeTe Immabilien GmbH zum 01.10.2008 in die Strabag Property Faci-
Ilty Service GmbH ubergeieltet wird. Da der Klager mit dem Ubergang seines

Arbeitsverhaltnisses nicht einverstanden war, endete seine Beurlaubung zum
130.09.2008. ' - | |

Er wurde sodann zum 01.10.2008 der Niederl_assung'.,Personalbetreuung'fuf Zu
Inlandsttchtem beurlaubte Mitarbeiter* in Berlin zugéordnet.. Eine Beschafti-

| gung in diesem Bereich gab es nicht.

" Bereits 2001 wurde bei der Bék!agten_das sogenannte NBBS (Neues Bewer-
_ tungé— und Bezahlsyste.m') eingéfi]hrt. Danach wurden die Mitarbeiter gerﬁ. §9
des Tarifvertréges tber Sonderregelungen (TV SR) vom 01.07.2001 nach den
vorhandenen Arbeitsplétze erstmalig éingruppiert. Der Tarifvertrag enthalt als
Anlage 1 eine Transferliste in der Tétigkeiten einem Tétigkeitsmérkmal und ei-
ner E_ntgelt_gr_up;ie zugeordnet sind. Eine Eingrupp'ierung des Klagers erfolgte
zum Zeitbunkt der Einfuhrung des neuen Tarifvertrages nicht. Die Beklagte

gruppierte den Kléger nach seiner Rickkehr in die Tarifgruppe T 3 des Entgelt-"
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_ rahmentanfvertrages (ERTV) em Nach ihrem Vortrag haben sich die Tarlfver- :
: _tragspartelen gemaf Tarif-info Nr 5 fur Falle, wie den des Klagers dahlnge-
hend verstandigt, die zuletzt bezogene VergUtung als Zuordnungsw_ert fur _dle
Eingruppierung'zu wihlen. Wegen der _Einzelheitén wird auf das Tariﬁnfo Nr. §
(Bl 718 fd. A) Bezug genommen. |

Gegen die .Ei'ng'njppierung wandte sich der Klager mit einer _Eingr_tjppierungs- ,
feststellungsklage Llnd begéhrte die Eingruppierung'-in die Vergutungsgruppe T
7 Stufe 3, hilfsweise T 6 Stufe 3 hilfsweise eine neue Er_Steingruppierung. Die
_. Klage wurde vom Arbeitsgericht .Krefeld mlt Urtéil vom 02.02.2009 - 5 Ca .
. 2939/08 - abgewies'en Die Berufung wurde durch das Landesarbeitsgericht
Dusseldorf mlt Urtell vom 19.08. 2009 4 Sa 227/09 - zurlickgewiesen. Das Ur- _

o tell ist rechtskraftzg

-Mit Schreiben vom 24.07.2009 WIdersprach der Betriebsrat einer beabsuchtlgten
Versetzung des Klagers in die Group Business Securlty als Mitarbeiter Emp—
fangs- und Bewachungsleistungen und einer be_abs;chtlgten alternativen Ande-

', -r_ungskilndigung_. Die MalRnahme wl._lrde ni_ﬁ:hi umgesetzt. '

Zum 01. 03 2012 schneb die Beklagte die Stelle Sekretar/in fir den Bereich PO
Marketing Indirect Materials (OPS- OPM) iy der Konzemzentrale in Bonn mit
einer Wochenarbeltszelt von 38 Stunden_ und einer Eingruppierung in die Ver-
' "gijtungégmppe T 3 aus (Béwe‘rbungss_chl}uss 05.03.2012). Auf die Ausschrei-
bung (Anlage AB 23, S. 584 d. A.) wird Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 16.04.2012 horte die Beklagte den Betriéb_srat zu einer be-
- absichtigten ordentlichen betriebsbedingten Anderungskiindigung des K!égers
an. Dieser widersprach der Andéruhgski}ndigung mit Schreiben vom 23.04.
2012. | S |

Mit Schreiben vom 24.04.2012, dem Klager zugegangen am 26.04.2012,
~ sprach die Beklagte- eine Ahderungski.]ndigung zum 30.11.2012 aus. Sie bot
dem Klager eine 'Beschéftigung ab dem 01.12.2012 als Mitarbeiter Ressour-
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cenmanagement im Betrieb Vivento im Bereich Vivento Business Services in
- Darmstadt mit einer'Vergutung nach der-'EntgeItgrUpbe T 3 Stufe 4 und einer
‘Wochenarbeitszeit von 34 Stunden an. Mit Schreiben vom 14.0_5.20.12_(8!, 29d.
A) nahm der Klager das Anderungsangebot unter Vorbehalt an. '

Mit der am 16.05. 2012 beim Arbeitsgericht erngegangenen Klage wendet sich .
der Klager gegen die Anderungskundlgung

Der Klager hat die Auffassung vertreten, dass nicht das Betriebsvérfassu'ngs-
- gesetz, sondern- das Personalvertretungsgesetz zur Anwendung komme. Da-

nach habe nach einem Widerspruch des Personalrats eine Erorterung zu erfol-
_:gen. Diese sei nicht erfolgt. AuBerdem fehle es bei der mit der Anderungskun—

digung verbundenen Versetzung an der Zustimmung des Betriebsrats. Es wer-
~ de bestritten, dass der Betriebsrat ordnungsgemaR besetzt geWese‘n sei. Die
| Anderungskiindigung sei uhwirksam, da ein Einsatz in Darmstadt nicht zumut-
~ bar sei. Der Weiterbeschaftigungsantrag sei ebenfalls begriindet.

Der Kidger hat beantragt,

festzustellen, dass die ﬂndertll.ng der Arbeitsbedingungen in der or-
dentlichen betriebsbedingten Anderungskiindigung der Beklagten im
- Schreiben vom 24.04.2012 - ihm am 26.04.2012 zugegangen - sozial

ungerechtfertigt oder aus anderen Grunden rechtsmdrlg unwirksam
smd '

-~ die Beklagte zu verurteilen, ihn zu unveranderten Arbethbedlngun--.
gen bis zum rechtskraftlgen Abschluss dieses Verfahrens weiter zu
beschaﬁlgen

Die Beklagte hat beantragt,
die Klage_abzuweisén. :

Die Beklagte hat vorgetragen, dass sie dem Klager eine Reihe von Arbeitsan- .
geboten unterbreitet habe. Diese habe der Klager abgelehnt. Zum Zeitpunkt der
Kiindigung habe nur eine Einsatzméglichkeit in Darmstadt bestanden. |



~ Mit Urteil vom 28.08.2012 hat das Arbeitsgericht dem-Ki]ndigungsschutzantrag
N .'stat'tgegeben und die Kiage im Ubrigen abgewiesen. Es hat im Wesentiichen
- ausgefilhrt, dass das Arbeitsangebot gegen die Zusage einer wohnortnahen
Beschéiﬂigung verstofRe. Der Weiterbeschaftigungsantrag innerhalb der Kiindi-
gungsfrist habe keinen Erfolg, da er nicht ausrei'chend bestimmt sei. Fir die Zeit
danach kénne er keine Weiterbeschéftigung zu den alten Bedingungen verlan-
- gen, weil er die Anderungskiindigung u.nter Vorbehalt angenommen habe.

Gegen' das der Béklagten am 24.09_.201‘2 zugestellte Urteil des Arbeitsgéribhts
hat die Beklagte mit dem am 08.10.2012 beim LandeSa_rbeitsgérioht eingegan-
‘genen Schriftsatz Berufung;. e’ingeieg't und diese nach Verlangerung der Beru- -
fungsbegriindungsfrist bis zum 24.12.2012 mit _der_h am 19.12.2012 beim Lah—
 desarbeitsgericht eingegangenen Schriftsatz begrundet, | -

| Der Klager hat mit dem am 05.12.2012 beim Landesarbeitsgericht Diisseldorf -
- eingegangenen Schriftsatz eine Anschlussberufung eingelegt. |

'Dié‘ Béklagte ist der Auffassung, dass das Anderungsangebdt‘ untef Beachtung
des Verhaltnlsmaﬁlgkeitsgrundsatzes angemessen sei. Dem Kiéger sei keine
~wohnortnahe Arbeltsplatzgarantle ertelit worden. Einen Anspruch auf eine Be-
forderungsstelle habe er nicht. Nach der Ruckkehrzusage kénne-er nur eine
Beschaftigung zu den alten Bedlngungen verlangen Bereits das Landesar-'
beitsgericht. Dusseldorf habe rechtskraftig festgestellt, dass der Klager keine
Vergitung nach der-Vergiitungsgruppe T 6 oder T 7 verlangen kdnne, Seine
urspriingliche Tétigkeit sei nunmehr zutreffend in- die Vergutungsgruppe\_ T3

eingruppiert. Da der Klager bei Schaffung des neuen VergﬁtUngstarif\_iertrageS" o

beurlaubt gewesen sei, habe er nicht in der Transferliste aufgefithrt werden
~ kénnen. Fir Fallé, wie beim Klager, bestéhé die Absprach'e zwischen.den Tarif-
vertragsparteien, dass die Eingruppierung ehtspre_chend dem Tarifinfo Nr.'5
zum v SR DT AG erfolge. Dies sei erfolgt und_h_ab'e' eine Eingruppierung in die
" Vefg[]thngsgruppe_T 3 Stufe 4 ergeben. Zum Zeitpunkt des Ausspfuchs und
‘Zugangs der Kiindigung habe keine zumutbare den kléger weniger belastende
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- und zu berlcksichtigende Begéhéﬂigungsmﬁglichkeit im technischen Bereich
~ bestanden als die angebotene Béschaftigung in Darmstadt. Der Klager habe
E _'aUch keine andere Beschéftigungsmoglichkeit auf der Tarifebene vor Ort darge-
Iégt_. Die vom Kléger benannte Stelie Sekretar Bereich PO-Marketing habe dem
- Klager nicht angeboten werden mussen, da es sich um eine Tatigkeit mit einer
Wochenarbeitszeit von 38 Stunden handelte. Weitere' Stellen in Bonn seien
zum Stich_tég 19.03.2013 nicht vorhanden gewesen. Der Betriebsra{ sei oi‘d-_
nungsgemaf angehdrt worden. Ein Weiterbeschéﬂigungsanéprut:h bestéhe_
- nicht.

~ Die Beklagte beantragt,

auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Arbeitsgerichts

Krefeld vom 28.08. 2012 mit dem Aktenzelchen 4 Ca 1246!12 abgean-
-dert.
Die Klage wird abgewmsen

Der Kldger beantragt, -

die Berufung zuriickzuweisen,

_im Wege der Anschlussberufung,

die Beklagte wird verurtellt den Kléger 2u unverénderten Arbemsbe- '
dingungen bis zum rechtskriftigen Abschluss dieses Verfahrens auf

~der Basis der Entlohnung nach der Tarifgruppe T 3 / Stufe 4 des Ent-
geitrabmentarifvertrages MTV DT AG wohnortnah bezogen auf den

derzeltlgen Wohnort in Krefeld weiter zu beschaftigen

Der Klé'lger_ ist der Auffassung, dass die Anderungskiindigung schon deswegen
‘unwirksam sei, weil die Beklagte sowohl nach dem Arbeitsvertrag als auch hach :
. den 'sch.riftlicﬁen'Zuségen von 1996 und 200-1 vérpﬂibhtet sei, ihn onnortnéh

2 beschaftigen. Sie habe eine Garantie abgegebeh und insoweit auf ihr Kundi-
gungsrebht verzichtet. Die'Beschéﬁigung in_'Darmstadt sei hicht zumutbar. Un-
abhangig davon, sei nicht dargelegt, dass der Arbeitsplatz weggefallen sei. For
die Beurteilung komme es nicht auf Arbeitsplatze der Stufe T 3, sondern auf der N
* Eingruppierungsebene T 6 und T 7 an, da er vor seiner Rickkehr dort eingrup-
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| piért gewesen sei. Er habe auch eihen Anspruch auf eine- Beschaftigung auf
dieser | o B | :
Ebene. Selbst wenn der Mal&stab die Vergltungsgruppe T 3 sei, sei d|e Wsrk— _
| . samkeit der Kundigung nicht dargelegt. Die. Maglichkeit der Weiterbeschafti-
- gung hatte sich mcht nur auf technische Tétlgkeﬂen sondern auf alle Tétlgke|-‘
ten erstrecken missen, die nach T 3 vergltet wirden. Insoweit hatte man ihm
~ auch die Tatigkeit in Bonn zuweisen missen, zumal er in Darmstadt auch Ver—
| _waltungstahgkelten verrichten solle.

: _Dle Beklagte beantragt,
| dle Anschlussberufung zuruckzuwelsen

-Wégeh der weiteren Einzélheifén des zugrundeliegenden Sachverhaltes sowie

des widerstreitenden Sachvortrags und der ..unteréchiedlichen.Reéhtsauff33$un-_

-gen der Parteien wird ergénzend Bezug genommien auf die in beiden Instanzen

zu den Akten gerelchten Schriftsatze der Partelen nebst Anlagen sowue Proto-

kolle der mundhchen Verhandlungen und den Tatbestand des erstmstanzllchen
Urteils.

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE

A. Die Berufung ist zulassig. - S
 Sieistan sich statthaft (§ 64 Abs. 1 ArbGG), nach dem Wert des Beschwerde—
- gegenstandes zulassig ( § 64 Abs 2 b) ArbGG) sowie form- und fristgerecht
‘eingelegt und begrundet worden (§ 66 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 ArbGG, §§ -
519 520 ZPO)

~ B. Die Berufung lst nicht begrundet Die Anderungskundlgung der Beklagten
vom 24 04.2012 |st mcht sozial gerechtfertlgt

. Eine betriebsbedingte Anderuh'gskundi_gung ist iSv. § 2 Satz 1, § 1 Abs. 2
- KSchG sozial gerechtfertigt, wenn sich der Arbeitgeber bei Vorliegen eines:
Kiindigungsgrundes darauf beschrankt hat, solche Anderungen anzubieten, die
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~ der Arbeitnehmer biligerweise hinnehmen muss (BAG 24.05.2012 - 2 AZR
© 163/11 - NZA-RR 2013, 74-78; BAG 28.08.2008 — 2 AZR 967/06 — AP Nr. 140

© zu § 2 KSchG 1969; BAG 03.07.2003 - 2 AZR 617/02 - AP Nr. 73 zu § 2 KSchG
1969; BAG 21.01.1993 - 2 AZR 330/92 - AP MitbestG Schlesmg Holstein § 52
Nr. 1). ‘

Il. Es kann dahinstehen, ob der Klager von der Beklagten zutreffend in die Ver-
gutungsgruppe T3 elngrupplert ist und fir die Beurteilung des Wegfalls des
Arbe|tsplatzes als Kundlgungsgrund und die Angemessenhelt des Anderungs-
“angebots von Tatigkeiten die Vergitungsgruppe T 3 oder eine hohere Vergi-
tungsgruppe, iiber die noch keine rechtskraftige Entscheidung vorliegt, auszu-

- gehenist. Séibst wenn _rnah den Vortrag der Beklagten als richtig un_terstellt und E
~es allein auf das Vorhandensein von Tétigkeiten der Tarifgrubpe T 3 ankommt,
ist die Anderungskundlgung nicht sozial gerechtfertigt. In dtesem Fall ist zwar
mit dem Arbeitsgericht davon auszugehen, dass der ursprt]ngllche Arbeitsplatz
des Klagers in Krefeld sowohl im Rahmen seiner Tétigkeit fur die damalige |
D_eutsche Telekom Imm'obiliéh-SgrviCemanagemeﬁt Niederlaésung D_i'lss_eldorf
als auch fur das Fernmeldeamt weggefallen ist. Das Anderungsangébot musste
der Klager aber nicht annehmen. ' |

' lII._:Ob der Arbeitnehmer eine ihm vorgeschiagene ﬁ.n_derung billigemeise hin-
nehmen niuss,' ist nach dem Verhéltnisméil&igkéitsgr_und_éatz zu ermitteln (BAG
03.04-.2008 - 2 AZR 500/06 - AP Nr. 137 zu § 2 KSchG 1969; BAG 29.03.2007' -
2 AZR 31/06 - EzA KSchG § 2 Nr. 66; .-B'AG 02.03.2008 - 2 AZR 64/05 - AP _
KSchG _1969 § 2 Nr. 84). Die Andetungen missen geeig'net und erforderlich-

- sein, um den Inhalt des Arbeitsvertrags den Qeénderten Beschéﬁigungsmﬁg'-
- lichkeiten anzupassen Dlese Voraussetzungen miissen fir alle Vertragsande—
rungen vorliegen (BAG 29.03.2007 - 2 AZR 31/06 - aaO BAG 03.07.2003 - 2
AZR 617102 - BA_GE 107, 56; KR/Rost 8. Aufl. § 2KSchG Rn. 106 a).

Aus_gangs_pljnkt ist dié bisherige vertragliche Regelung, dh. die angebotenen

Anderungen dirfen sich nicht weiter von dem Inhait des. bisherigen Arbeitsver-
haltnisses entfernen, als zur Ereichung des angestrebten Ziels erforderlich

-10-
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(BAG 02.03.2006 - 2 AZR 64/05 - Rn. 24, aa0; BAG 23.06.2005 - 2 AZR
642/04 - AP Nr. 81 zu § 2 KSchG 1969). ‘Aus dem Vorbringen des Arbeitgebers.
muss erkennbar sein, dass er auch unter Berticksichtigung der vertraghch ein-’
- gegangenen Verpflichtungen alles Zumutbare unternommen hat die durch die
unternehmerische Entscheidung notwendig gewordenen Anpassungen auf das .
unbedlngt erforderliche Mal zu beschranken (BAG 03.04.2008 - 2 AZR 500!06
- AP Nr. 137 zu§2 KSchG 1969; BAG 02.03.2006 - 2 AZR 64/05 - - aa0; BAG
17.03.2005 -2 ABR 2/04 - AP KSchG 1969 § 15 Nr. 58). Wenn durch das An-
: __-derungsangebot neben der Tatigkeit (Arbeitsleistun'gspflicht)- auch die Gegén-
'Ieistung (Vergutung) geéndert werden soll, sind beide Elemente des Ande-.
rungsangebots am VerhalinismaBigkeitsgrundsatz zu messen (BAG 29.03.2007
-2 AZRS'IIO_B_ - aa0). Auch bei einer Anderungskiindigung kann sich der Ar-
beitnehmer auf andere Beschéf.tigungsmdglichkeiten zu ihn weniger belasten-
- den Arbeitsbedingungen berufen (BAG 12.08.2010 - 2AZR 945!08 - AP Nr. 147
~ zu§2 KSchG 1969). : o -

IV. Unter Beriicksichtigung dieser Grundsétze brauchte der Klager die Ande-
“rung der Veltragébedingungen hicht billigerweise hinnehmen. Der Klager kann
~ sich mit Erfolg darauf berufen dass eine. Emsatzmdgllchkett auf einer wemger

g belastenden Stelle in Bonn maglich war. |

1. Selbst wenn man vom 'Beklagtenvortrag ausgeht,_dass der Klager nach dén
: vertraglichen‘Vereinbarungen nur eine Tatigkeit nach der Vergiitungsgruppe T
3 verlangen kann, erfiillt die Stelle in Bonn diese Voraussetzungen, da sie als T

'3 Stelle ausgeschrieben-ist. Es handelt sich zwar nicht um.eine Tatigkeit als

- '_-Technikér, sondern als Brokratt. Die dem Klager ang_ebotEne Stelle _al’s “Mitar-_
beiter ,,Ressourcenmangemént" im Betrieb Vivento in Da;mstadt enthalt aber
“nach dem unwidersprochenen Klégefvortr'ag _ebenfal!s Verwaltungstitigkeiten.
Es ergibt sich auch nicht, dass der K!éige.r fiir diese Stelle nicht geeignet ist und
die Tatigkeiten nicht zumindest nach einer zumutoaren Einarbeitungszeit ver-
' richten kahn Der'KIager' hat behauptet, diesé Tétigkeiteh verrichten zu kénnen
und insofern nachvollziehbar unter Voriage von Zeugnlssen darauf vermesen :
dass er anl4sslich seiner Tat|gke|t bei der Tochtergesellschaﬁ sowohl den Meis-

11
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terbrief, als auch das Zertifikat als Fachwirt Facilty' Management erworben und
‘damit éns’prﬁchsvollére Arbeiten verrichtet hat. Den Ausfﬂhrunge‘n ist die Be-
klagte nicht entgegengetreten Sie hat zudem selbst nicht dargetan, dass eine
unzumutbare Elnarbeltungszelt erforderllch ware, um den Klager auf der Stelle

. einzusetzen.

. 2. Der Beurteilung kann. die Beklagte nicht mit Erfolg entgegenhalten, dass sie
.'c,lie Stelle nicht'_a_nbieten brauchte, weil si_é nicht nur eine Veranderung des Ar-
beitsortes, sondern auch eine um vier Stunden langere ArbeitsZeit'pro Woche

beinhaltet habe und der Kiager keinen Anspruch auf einen Arbentsplatz milt 14n-
gerer Arbeitszeit habe. '

- a) Zwar ist der Arbeitgeber im Rahmen des allgemé-inen Kindigungsschutzes

regelmaﬁlg nicht verpﬂlchtet dem Arbeltnehmer zur Vermeidung einer Beendl-

o gungskundlgung eine Beforderungsstelle anzubleten (BAG 23.02. 2010 2AZR . -

656/08 AP Nr. 66 zu § 15 KSchG 1969; BAG 21. 09. 2000 2 AZR 440/99 - AP )
'Nr. 112 zu § 1 KSchG 1969 Betrlebsbedmgte Kundlgung, BAG 07.02.1991 - 2

AZR 205/90 - BAGE 67, 198). Durch die Kiindigungslage muss der Arbeitneh- |
mer; gemessen an seinem arbeitsvertraglidhen Rechtsanspfuch auf Beschéfti-
gung un.d Vergﬁfung, 'ni'cht 'bessergesteilt werden (BAG 09.11..2006'- 2 AZR
509/05 - AP BGB §311a _Nr.. 1; BAG 18.10.2000 - 2 AZR 465/99 - AP KSchG
1969 § 9 Nr. 39 BAG 22.01.1998 - 8 AZR 243/95 - AP BGB §613aNr. 173).

Auch im Rahmen des § 1 Abs. 2 Satz 1 iVm. § 2 KSchG ist zwar zunéchst zu
'prUferi,_cib ein Beschaftigungsbedrfnis fur den betreffenden _Arbeithehmer Zu
deh bisherigen Veftragsbedihgungen entfallen ist. Der.Kiéiger kann auf dieser
| Pri)f-ungs'ebe'ne dem Vorirag des Arbeitgebers zum Wégfall einer Beschafti-
gungsmﬂglichkelt in Krefeld nicht entgegenhalten dass er in Bonn hétte be—_
Schélﬁlg't werden kbnnen (BAG 12.04.2002 - 2 AZR 740/00 - NZA 2002, 1175).
Die Welterbeschéftlgungsmﬁgltchkelt gem. § 1 Abs. 2 Nr.1 b KSchG beschrankt
| sich auf Arbeitsplatze, auf die der Arbeitgeber den Arbeitnehmer per Direktions-
recht versetzen kann. Von einer elnseltlgen Versetzungsmoghchkelt auf diesen
Arbeitsplatz kann aber mcht ausgegangen werden.

-12 -
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~ b) Im zweiten Frufungssmritt' geht es aber nicht um den Wegfall des Arbeits-
~ platzes, sondern um die Verhaltnlsmaﬁlgkelt des Anderungsangebots Ein An- -
| derungsangebot impliziert, dass dem Arbeitnehmer fur die Zukunft andere als |
die bisher geltenden, vertraglich vereinbarten Bedlngungen unterbreltt_at werden.
_ RegelmaRig wird es sich'um daé'Angebot ungUnstigeref Vertragsbedingungen_
'handeln (Galperln DB 1958, 799; Palme BIStSozArbR 1976 257), doch kénnen
auch gunstagere Arbeitsbedingungen Gegenstand einer i—’\nderungsktlndlgung
- sein (Kinzl zn.AschellerelsISchmldt,__ Kundigungsrecht 4. Auflage 2012 Rn 18-
L 22).

Es kann bereits n’it_:ht'd_er Auffassung der Beklagten gefolgt werden, dass die
Stelle durch die -Verl_éng’erling der Arbeitsz'eit-eine- Besserstellung beinhaltet.
."Die regelméBige Arbeitszeit wird auf 38 Wochenstunden und eine Verglitung
r'zach‘der Vergi]turig'sgrUppe T 3 festgelegt. Dem ist nicht zu 'en_tnehmen, dass
: -gine Gber die.Monatsverg(Jtung nach T 3 hohere VergUtung-geZahlt werden_soll,

- | zumal die regelmaRige Arbeitszeit fir einzelne Arbeitnehmer auch 38 Wochen-

stunden betragen kann (§ 11 (2) MTV DT AG von 2007). Selbst wenn die Tatig-
- keit mit einer héheren Vergtitung verbunden ist, ist zu beriicksichtigen, dass fur
die héhere Vergitung vier Stunden wochentlich mehr zu leisten sind.

, Im Ubrigen gé_ht es |m Rahmen derVerhélinisrhéiE.igkeit_sprﬂfung. des Angebofs |
darum, die notwendig gewordenen Anpassungen auf das unbedingt erforderli-
che MaR zu beschranken. Bei.der Anwendung dieses MaRstabs folgt die Kam-
mer der Auffassung des Klagers, d_éss eine Beschiftigung auch mit einer um
| wﬁchentt_ich vier St_undé,_n. langeren Arbeitszeit in ann'(Entfemung ca. 95 km,
Fahfzeit ca. 1 Stuhdé bei bloer Stadtangabe in Google Maps) weniger belas-

~tend ist, als eine Tatigkeit mit verringerter Arbeitszeit in einer erheblich weiter

~ entfemt liegenden Arbeitsstatte, wie hier in Darmstadt (ca. 250 km ca. 2,5
~ Stunden s.0. Google Maps): Allein die Entfernu'ng_ka@nn nur mit einer erhebli-
chen lé‘mgerén Fahrzeit pro Tag' ﬂberWunden werden, die die zusétzlichen vier
- _Arbeifss_tunden pro Woche wesentlich Uberschreitet. Unabhéngig davon kann |
bezweifelt werden, ob gine solche Str_eCke..téglich_bewﬁ'ltigt werden kann. Die ;
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- Stelle fithrt damit neben der Iangeren Fahrzeit und den anfallenden Kosten, zu
einer erheblichen Veranderung der persénlichen Lebensumstande |
Unter Berucksmhtlgung der Gesamtumstande ist das Anderungsangebot un-
verhaltnismaRig. - ' ' '

) Dem kann die Beklagte nicht mit Erfolg entgegenhalten, dass die Stelle zum
K_i]ndiguhgszeitpuhkt ni@:ht mehr frei war und deswegen nicht angeboten wer-
~ den konnte.

~ aa) Fir die Beurteilung der Wirksamkeit der Ki:lndigung kommt es zwar grund-
_ sétzliph al.if den Zeitpunkt des Zugangs der Kﬂndigung an (BAG 18.10.2012 -6
AZR 41111 -.DB 2013, 586 "588) Nach der'sténdigeh Rechtsprechung'des
Bundesarbeltsgenchts kann sich ein Arbeltgeber zur Rechifertigung einer Kiin-
~digung aber nicht auf einen von ihm selbst herbeigefiihrten, etwa durch eine
E vorgezogene Stellenbesetzung verursachten Wegfall freier Arbeitsplatze im-
Kﬁndigungszeitpunkt berufen (Rechtsgedanke des § 162 BGB; BAG
25 04.2002 - 2 AZR 260/01 - AP KSchG 1969 § 1 Betrtebsbedmgte Kt]ndlgung
' Nr 121; BAG 21.08. 2000 2 AZR 440/99 - BAGE 95, 350). Der Arbeltgeber hat
es nicht in der Ha_nd, eine Auswahlentscheidung nach § 1 Abs. 3 KSchG da-
* durch zu vermeiden, dass er zunéchst einen freien 'Arbeitspl_étz besetzt und
‘spéter eine Beendigungsktmdigung wegen fehlender Weitérbeschaftigungs-_
'még[ichkeiten ausspricht. 'Ein "freuwidrigés Verhalten liegt insbesondere dann’
vor, wenn fiir den Arbeitgeber bereits zum Zeitpunki der Stellenbesetzung der
Wegfall der Beschéftigungsmt&glichkeit fur den- spater gekUn'digten. Arbeitneh-
 mer ahsehbar war (BAG GroRer Senat 25.04.2002 - 2 AZR 260/01 AP KSchG
1969 § 1 Betriebsbedlngte Kundlgung Nr 121)

bb) Diese Grundsatze sind hier'entspréchend anzuw'enderi. Zwischen dem

~ Zeitpunkt der Stellenbesetzung in Bonn und der Einleitung des AnhﬁrﬁngSver—
fahrens gegen't'lber dem Betriebsrat mit Schreiben_uom 16.04.2008 liegt zwar
keih enger zeitlicher ZUsammenhang. Hier ist aber zu berlicksichtigen, dass der

 Ki&ger seit der Beendigung der BeUrI_an'ung im Jahre 2008 nicht mehr beschaf- =~

tigt wurde und auf der Suche nach einem Arbeitsplatz war. Bereits im Jahr 2009
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war elne Anderungskﬂncllgung beabsmhtlgt wurde aber nicht umgesetzt Die
R Beklagte hat den Klager zwar nach ihrem Vortrag in der Vergangenheit- aufge- _

o _'-forclert sich auf freie Stellen zu bewerben, Angesmhts der oben dargestellten

Umstande, ms_besondere auch der Zusage, ihn nach Ende_ der Beurlaubung
orts'nah_zu beschaftigen, oblag ihr die vertragliche Verpflichtung, dem Klager
frele wohnortnahere Stellen def nach Auffassung der Beklagten zuf_re_ffenden-
~ Eingruppierungsgruppe T 3 im Wege éiné_r Anderungskﬁndigu'ng anzubieten.
Die Beklagte verhalt sich treuwidrig, wenn sie den Klager jahrelang nicht be-
schaftigt, eine 2wischenzeitlich Anfang Marz 2012 freie T 3 Stelle in Bonn an-
derweitig besetzt und sich im Rahmen der vbriiegénden'Anderungskﬂndigung
darauf berutft, dass die Stelle zum Zeitpunkt des Zugangs der Kiindigung nicht
| mehr frel war und nur noch eine Beschaﬂlgungsmdgllchkelt in Darmstadt be- _
~stand.

| d) Die Beklagte kann auch nicht mit Erfolg darauf verwe|sen dass S|e dem Kla-
ger die Stelle nicht habe anbleten missen, weil dieser der Auﬁassung war und
ist, einen Anspruch auf eine Beschaftlgung nach der Vergiitungsgruppe T6 /T
" 7 zu haben und er das Angebot sowieso mcht angenommen hatte. |

"Selbst wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer vor Ausspruch einer Kiindigung
‘das Angebot _mécht, den Vertrag der noch bestehenden Weiterbeschaftigungs-
moglichkeit anz’upaéseh_ und der Arbeitnehrher dieses Angebot 'abiéhnt;.ist der
Arbeitgeber regelmakig nach dem VerhaltnisméBigkeitsgrundsatz verpflichtet,
- trotzdem zunachst eine Anderungskimndigung auézusprechen. Eine Beendi-

~ gungskiindigung ist nur dann zulassig, wenn der Arbeitnehmer unmissverstand- |

lich zum Ausdruck gebracht hat er werde die geénderten Arbeitsbedingungen
~im Fall des Ausspruchs einer Anderungskundlgung nicht, auch nicht unter dem |
Vorbehalt ihrer sozialen Rechtfertlgung annehmen (BAG 21.04.2005 - 2 AZR
. 244/04 - AP Nr. 80 zu § 2 KSchG 1969). Hier war eine vorherige Anderungs-
- kitndigung nicht entbehrlich. Der Klager \hat selbst Bas Anderungsangebdt zur
Beschaftigung in Darmstadt"unter Vorbehalt angenommen. Insofern ergeben
sich keine'ausreichend'en Anhaltspunkte dafl'.'lr.;'.dass der Klager bei Ausspruch
'einer_-Anderu_ngskundigung zum .dam_éligen Zeitpunkt das Angebot zwar mit
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langerer Arbeitszeit aber viel ndher an seinem Wohnort die Beschéftigung fort-

zufiihren, nichfzumindest unter Vorbehalt angenommen hatte. _
Da die Andetdngs’kﬂndigung ‘bereits aufgrund der obigen Ausflhrungen keinen

Bestand hat, kam es auf die nachtraglich ei"ngereichten Schriftsétze der-Parte.i-'
en vom 23.08.2013 bzw. 29.08.2013 nicht an und die miindliche Verhandlung
| war nicht wieder zu ersffnen,

. C. Der im Wege der Anschlussberufung gestellte Weiterbeschaftigungsantrag -
~ hat auch in der zuletzt mit Schriftsatz vom 28.01.2013 gestellten Form keinen
Erfolg. ' | |

1. Die Voraussetzungen fir eine Anschlussberﬂfung geméﬁ § 524 Abs. 1 ZPO

- sind alierdmgs gegeben. Danach kann sich der Berufungsbeklagte der Beru-
fung :anschliefen. Dle Anschhel&ung erfolgt durch Einreichung der Berufungs—_

| anschlussschrift bez dem Berufungsgencht. _Dle Berufungsanschlle&ung muss
binnen der Frist der Berufungsbeanhuortung erfo'lg'én und gIeichzéitig begriindet

werden, wobei das Vorgehen mittels Anéchlussberufung nicht als solches aus--

drut‘.:klich.benahnt werden muss-. Dies ist hier gegeben. Innerhalb der fur die

Beklagte bis' zum 24._12.2012 verléhgerten Berufuh_gsbegri]ndungsfrist hat der
Klager den Weitérbeschaftigungséntrag mit dem am 05.12.2012 beim Landes-

arbeitsgericht eingegangenen_ Schriftsatz gestelit und darin begrindet. '

2, Der WeiterbeschaftigungSan'trag ist jedoch unzuldssig. Er ist bereits nicht
ausreichend bestimmt. |

a) § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO verlangt, dass die Klageschrift neben der bestimmten
Angabe’ des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen _'Ané.pruchs auch
einen bestimmten -Antra_g enthélt. Damit wird zum Einen der‘Streitgegens’tand
abgegrenzt, zum Anderen wird eine Voraussetzung fiir die etwa erfordér_lidh
| werdende Zwangsvollstreckung geschaffen. Gemessen an diesen Zielen ist ein
- Klageantrag grundsatzlich hinreichend bestimmt, wenn er den erhobenen An-
- spruch konkret bezeichnet, dadurch den Rahmen der gerichtlichen Entschei-
‘dungsbefugnis (§ 308 ZPQO) absteckt, Inhalt und Umfang der materielien

.'.16-
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Rechtskraft der begehrten.Entscheidung (§ 322 ZPO) erkennen fasst und das '_
Risiko eines Unterliegens des Klégers nicht durch vermeidbare U'ngenauigkeit
auf den Beklagten abwalzt und schlieBlich eine Zwangsvoll'streckung aus dem
- Urteil ohne eine Fortsetzung des Streites im lelstfeckungsverfahreh erwarten
| lasst (vgl. BGH 14.12.1998 - Il ZR 330/97 - NJW 1999, 954). Unklarheiten uber

 den Inhalt der Verpﬂichtung diirfen deshalb nicht aus dem Erkenntnisverfahren - -

‘ins Vollstreckungsverfahren verlagert werden. Dessen Aufgabe ist s zu klaren,
ob der Schuldner einer festgelegten Verpfhchtung nachgekommen ist, mcht -
aber worin diese besteht (BAG 15.04.2009 - 3 AZB 93/08 - AP Nr. 11 zu § 888
ZPO; BAG 28.02.2003 - 1 AZB 53/02 - AP ArbGG 1979 § 78 Nr. 1.3').

" b) IDiese Voraussetzungen erfilllt der Antrag nibht. Der Kidger begehrt bezogen
auf den derzeitigen Wohnort in Krefeld eine wohnortnahe Beschaftigung. Der
- Begriff ,wohnortnah® ist zu unbestimmt. Fur die Beklagte ergibt sich nicht, an
welchem Ort sie den 'Kléger zu beschaftigen hat, um _einé_r Zwéngsvolllstreck'uhg g
- zu entgehen. |

3. Dariiber hinaus ist auch kein Anspruch auf Weiterbesdhé'\ftigung zu den be-
gehrten Bedingungen gegebén Der Klager hat selbst nicht vorgétragen dass
d|e Beschaftigung auf einer T 3 Stelle seinen vertragllchen Verembarungen ent-
spncht Er geht v:elmehr von einem Anspruch auf eine Beschaﬁlgung in elner'

“héheren Vergitungsgruppe aus. )

- Zudem ist bei einer unter Vorbehalt angenommenen Anderung_ski]hdiguhg der
Arbéitgeberi gfrundséitzlii:h nicht aufgrund des aligemeinen Weiterbeschati-
gungsanspruchs verpfiichtet, den Arbeithehmer vorlaufig zu dén bisherigen Be-

: dlngungen weiter zu beschattigen (BAG 28 05.2009 -2 AZR 844/07 - AP Nr

'222 zu § 626 BGB 18.01.1990 - 2 AZR 183/89 - BAGE 64, 24, 31 ff
119.12.1991 - 2 AZR 280/91 — Rz. | 10i Nr. 38; KRIRost_ 8._Auﬂ.-§ 2 KSchG Rn.
158a mwN). Der Gesetzge‘ber' géht bei der Fortsetzuhg des Arbeitsverhéltnis- -
ses zu den bisherigen Arbeitsbedingungen geméal §§ 2, 8_.'KSchG von einer

“rechtskraftigen Entscheidung iber die soziale Rechtfertigung der Anderung der
Arbeifsbedingungen aus (BAG 18.01 1990 - 2 AZR 183/89 - AP KSchG 1969 §

L7
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2 Nr. 27). Da bei der Vorbehaltsannahme kein Streit tiber den Fortbestand,
“sondem nur dber den Inhalt des Arbeiisvefhéltnisses besteht, stellt sich das
Problem eines Weiterbeschéftigungsanspruchs - wie beim umstrittenen F_ortbe-'
stand des Arbeitsverhaltnisses - nicht. Wird der Arbeitnehmer, wenn auch zu
_andéren Bedingungen, tatsachlich weiter beschéftigt, ist seinem Beschifti-
| gungsinteresse zundchst gedient (BAG 18.01.1990 - 2 AZR 183/89 - aaO).' Der
Arbeitnehmer gibt durch die Vdrbéh'altsannahme selbst zu erkennen, dass ihm
zunéchst die Weiterbeschaftigung zu gean_dertén Bedingungen zumutbar er-
scheint (BAG 19.12.1991 - 2 AZR 280/91 - aaO).

'Hiér wurde dem Beschaftigungsinteresse des Klagers flir die Dauer des Recht-

streits Geniige getan. Er hatte die Méoglichkeit seine Tatigkeit -entéprechend
_dem Anderungsangebot aufzunehmen. - |

Nach alledem waren die Berufung der Beklagten und d|e Anschlussberufung
 des Klagers zuruckzuwelsen '

D. Die .Kostenentsgheidu'ng folgt aus §§ 64 Abs. 6 AbGG, 92 Abé_. .‘_l ZPO.
E. Die Revigion war gemal § 72 Abs. 2 ArbGG nicht zuzulassen, da weder
Fragen von grundsatzlicher Bedeutung entschleden wurden, noch dle Voraus-

setzungen einer Dlvergenzrewsmn ersichtlich sind.

RECHTSMITTELBELEHRUNG:

Gegen dieses Urteil ist _kéin Rechtsmittel gegeben.

Wegen der Moglichkeit der N|chtzulassungsbeschwerde wird auf § 72 a Abs. 1

B ArbGG verwiesen.

gez. Jansen. . ~ gez. Dr. Evertz . gez Knuth






